
Die Polizei in Afghanistan gilt als
korrupt und überfordert. Hilft Ber-
lin zu wenig?

Die internationale Gemeinschaft
tut insgesamt zu wenig. Polizisten
sind nicht der Rettungsanker in ei-
nem Guerillakrieg. Erst wenn die
Lage militärisch befriedet ist, kann
ein Staatsaufbau stattfinden mit Justiz und
Polizei. Wenn nur Leute gesucht werden,
die gut zielen können, ist die Polizei der fal-
sche Ansprechpartner. Die deutsche Poli-
zei hat in Afghanistan große Ausbildungs-
Anstrengungen unternommen. Um ihre Fa-
milien überhaupt ernähren zu können, tre-
ten sie dann aber mit ihrer Ausbildung in
den Dienst wesentlich besser bezahlender
Warlords und Rauschgiftbarone. Sich für
ein Polizistengehalt von rund 70 Euro im
Monat in die Luft sprengen zu lassen, ist
ein bisschen viel verlangt. Das kann man
aber nicht Deutschland und nicht den deut-
schen Polizeiausbildern anlasten. 

Ist ein Zivil-Aufbau ohne Polizei denkbar? 

Wir wissen aus unseren Erfahrun-
gen in Ex-Jugoslawien, dass sich
die Menschen nach einem Krieg
nach Recht und Gerechtigkeit seh-
nen, oft mehr, als nach einer regel-
mäßigen Stromversorgung. 

Wieso melden sich so wenig Poli-
zisten für den Afghanistan-Einsatz? 

Es gibt derzeit Engpässe, weil das Kontin-
gent aufgestockt werden soll. Polizist in ei-
ner derartigen Auslandsmission zu sein ist
aber auch kein Zuckerschlecken und wird 
im Fall von Afghanistan immer lebensge-
fährlicher. Oft stellt sich die Frage, wie geht
es nach Beendigung des Einsatzes zu Hau-
se weiter? Ist die Versetzung oder die inte-
ressante Stelle weg? Es ist erstaunlich,
wie viel Polizeibeamtinnen und –beamte zu
einem solchen Auslandseinsatz aus Idea-
lismus bereit sind, obwohl er persönliche
Härten, Unbequemlichkeiten, Familienpro-
bleme und Gefahren bedeutet.  

Interview: Dieter Wonka

… Konrad Freiberg, Vorsitzender GdP

Ole von Beust neuer
Bundesratspräsident

Der Bundesrat hat
gestern Hamburgs
Ersten Bürgermeis-
ter Ole von Beust
(CDU) für ein Jahr
zum neuen Präsiden-
ten der Länderver-
tretung gewählt. Er
tritt sein Amt am 1.

November an und löst den Minister-
präsidenten von Mecklenburg-Vorpom-
mern, Harald Ringstorff (SPD), ab. Der
Bundesratspräsident vertritt auch den
Bundespräsidenten, etwa bei der Un-
terzeichnung von Gesetzen, wenn die-
ser verhindert ist. Beust ist waschech-
ter Hamburger. Der 52-jährige Jurist
machte seine Parteikarriere aus-
schließlich in der Hansestadt. 

„Big Brother Award“ für
Generalbundesanwältin

Der so genannte Big
Brother Award in der
Kategorie Behörden
und Verwaltung geht
in diesem Jahr an
die Generalbundes-
anwältin Monika
Harms. Sie erhalte
den Negativpreis für

ihre Antiterrormaßnahmen gegen Geg-
ner des G8-Gipfels im Mai, teilte der
Verein zur Förderung des öffentlichen
bewegten und unbewegten Datenver-
kehrs gestern in Bielefeld mit. In der
Rubrik Politik geht der „Negativpreis
für Datenkraken“ an Bundesfinanzmi-
nister Peer Steinbrück (SPD), der eine
lebenslange Steueridentifikationsnum-
mer für alle Einwohner einführen will.
Die Deutsche Bahn erhalte die Aus-
zeichnung, weil sie „systematisch
anonymes Reisen“ unmöglich mache.
Ein weiterer Negativpreis gehe an Bun-
desjustizministerin Brigitte Zypries
(SPD) für ihren Gesetzentwurf zur Vor-
ratsdatenspeicherung. 

PERSONALIEN

Ein als Schokoladenverkäufer getarnter
Selbstmordattentäter hat sich gestern im
Irak inmitten einer Schar kurdischer Kin-
der in die Luft gesprengt. Der Terrorist
riss auf einem Spielplatz der Stadt Tus
Chormato drei Menschen mit in den Tod,
darunter ein Kind.

Russlands Präsident Wladimir Putin und
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
kommen am Wochenende zu deutsch-rus-
sischen Regierungskonsultationen zu-
sammen. 

Die serbische Regierung hat ein Kopfgeld
von einer Million Euro für Hinweise ausge-
setzt, die zur Festnahme des früheren
bosnisch-serbischen Armeechefs Ratko
Mladic führen. Für zwei weitere vom UN-
Kriegsverbrechertribunal in Den Haag ge-
suchte Angeklagte wurde ein Kopfgeld von
je 250 000 Euro ausgelobt.

POLITIK KOMPAKT

„Offensichtlich will die GDL heute mal
richtig Chaos spielen auf deutschen
Eisenbahnen.“

Bahn-Vorstand Karl-Friedrich Rausch im
ZDF-Morgenmagazin.

ZITAT DES TAGES

Mit den Stones gehen weltweit noch
immer zerknautschte Rockbarden

auf Tour, die, mindestens bei Überleben-
den der Szene, als die „Rolling Stones“
Angst und Schrecken bei der Großeltern-
generation und mit „Satisfaction“ viel Zu-
friedenheit beim großen Rest erzielt ha-
ben. Die SPD, die im Agenda-Streit auch
ein wenig so wirkt, als sei sie in die Jahre
gekommen wie Mick Jagger und Co.,
möchte nun unter Führung von Kurt Beck
an glorreiche Rocker-Zeiten anknüpfen.
Mit den eigenen Stones. Die „roten Stei-
ne“ – Peer „Stein“brück aus der Heulsu-
sen-Fraktion und Frank-Walter
„Stein“meier aus dem Diplomaten-Nirwa-
na – sind Becks Kandidaten für den Par-
tei-Vize und die Rückversicherung für die
Zukunft. Über diese Stones wird parteiin-
tern mit gewisser Häme hergezogen.

Braucht man die Stones, um die neue
Zeit zu verstehen? Einer aus der Strip-
penzieher-Garde der Spitzen-SPD lieferte
jetzt Charakterisierungen der Sozi-Sto-
nes. Steinbrück, wenig beliebt und des
(Neo-)Liberalismus verdächtigt, müsste
„Demut“ vor den Genossen zeigen, sonst
könnten ihm ganz schnell bei seiner Vize-
Wahl 49 Prozent und damit der Durchfall
drohen. Und zu Steinmeier, der glaubt,
mit Hilfe vorzugsweise der Bild-Zeitung
Eindruck machen zu können, heißt es:
„Der ist der ideale SPD-Kanzlerkandidat –
wenn die Partei zuvor schon ganz sicher

ist, dass sie die nächste Wahl verliert.“
Dann vielleicht doch lieber die echten
Stones und das mit ihrem Erfolgssong
„Angie“. 

❖

Beachtliche Akzente setzt der neue
CSU-Chef Erwin Huber in Berlin. Am

Donnerstagabend – den Partei-Ehrenchef
Edmund Stoiber und den Neu-Minister-
präsidenten Günther Beckstein im Gefol-
ge – erledigte er bis nachts um zwei Uhr
Orientierungsgespräche an der Seite sei-
ner CDU-Kollegin Angela Merkel. Unter
anderem soll dabei verabredet worden

sein, dass die große Chefin in nächster
Zeit nicht alles so bierernst nehmen sol-
le, wenn die Neuen an der CSU-Front sich
in Löwen-Positur werfen würden. Ges-
tern, pünktlich um neun Uhr, setzte sich
Huber dann „in demonstrativer Absicht“,
wie er betont, als einziger Gast im Bun-
destag auf die Bundesratsbank, um für
die CSU ein Zeichen in der Afghanistan-
Debatte zu setzen. Anschließend beriet
der Co-Autor des ziemlich wirtschaftslibe-
ralen und nicht gerade sehr erfolgreichen
Wahlprogramms der Union von 2005 mit
FDP-Chef Guido Westerwelle. Bespro-

chen wurde dabei, wie man es bei der
nächsten Wahl besser machen will.  

❖

Bei dieser Gelegenheit hat Westerwel-
le vielleicht auch seinem bayerischen

Staatspartei-Gast mitgeteilt, dass er al-
len rate, „Herrn Beck von der SPD nicht
zu unterschätzen“. Der gehe „Punkt für
Punkt seinen Weg“. Zwar, wie Westerwel-
le meint, in die falsche Richtung. Aber, da
auch „das Immunsystem der Union inzwi-
schen befallen“ sei vom Bazillus des Po-
pulismus, macht sich Westerwelle große
Sorgen. Aus vielleicht gutem Grund. Wie
sagte vergangene Woche eines seiner
Partei-Präsidiumsmitglieder: „Sollte Gui-
do Westerwelle die FDP bei der nächsten
Wahl nicht in die Bundesregierung füh-
ren, dann ist der weg vom Fenster, noch
ehe der das richtig begriffen hat.“ 

BERLINER BONBONS

Von Dieter Wonka

SPD setzt auf die Stones und CSU auf Akzente

Berlin (dpa). Im Kampf gegen den ille-
galen Verkauf von Alkohol, Tabak und
Gewaltfilmen an Minderjährige setzt
Familienministerin Ursula von der
Leyen (CDU) auf Kinder und Jugendli-
che als verdeckte Testkäufer. Ein ent-
sprechender Gesetzentwurf werde am
kommenden Mittwoch im Kabinett be-
schlossen, bestätigte ein Ministeriums-
sprecher gestern in Berlin einen 
Bericht der Financial Times Deutsch-
land. FDP und Grüne kritisierten die
Pläne.

„Testkäufe von Kindern und Jugend-
lichen erleichtern die Arbeit der 
Kontrollbehörden“, heißt es in 
dem Entwurf nach Angaben der Zei-
tung. Händler, die gegen den Jugend-
schutz verstoßen, sollen leichter best-
raft werden können. Für Ermittler 
sei das bisher sehr aufwendig gewe-
sen. Verstöße könnten mit Geldstrafen
von bis zu 50 000 Euro geahndet 
werden – in Einzelfällen sogar mit ei-
ner Freiheitsstrafe von bis zu einem
Jahr.

Fälle sogenannten „Koma-Saufens“,
bei denen Jugendliche ohne größere
Probleme an Schnaps gekommen wa-
ren, hatten bundesweit für Bestürzung
gesorgt. Auch der Einfluss sogenann-
ter Killerspiele auf Jugendliche sorgte
für Schlagzeilen.

Die Einstellung minderjähriger Er-
mittler solle unter strengen Auflagen
erfolgen, berichtet das Blatt. Eine Zu-
stimmung der Eltern sei nötig, zudem
solle es eine angemessene pädagogi-
sche Begleitung geben.

Der jugendpolitische Sprecher der
Grünen-Fraktion, Kai Gehring, kriti-
sierte, der Einsatz als Testkäufer sei
„für unter 14-Jährige eine Schnaps-
idee“. Kinder würden dann zu Taten
aufgefordert, von denen sie wüssten,
dass sie verboten sind, sagte Gehring.
„Dies ist ein riesiger Spagat für Kinder
und kann Schaden anrichten.“ Für Ju-
gendliche über 14 könne das Instru-
ment hingegen sinnvoll sein. Die ju-
gendpolitische Sprecherin der FDP-
Fraktion Miriam Gruß kritisierte den
Vorschlag von der Leyens als „pädago-
gisch und moralisch nicht akzeptabel“.
Kinder dürften nicht als Köder benutzt
werden. „Die Händler müssen in die
Pflicht genommen werden, nicht unse-
re Kinder.“ 

Der Ministeriumssprecher sagte, in
den Ländern gebe es bereits Möglich-
keiten, dass Jugendliche im 
Auftrag von Behörden versuchen, ver-
botene Waren zu kaufen. Das Bundes-
gesetz solle Klarheit schaffen. Vorgese-
hen sei auch, dass Anbieter von Fil-
men oder Computerspielen das Min-
destalter größer darstellen müssen –
Eltern sollen es so besser sehen kön-
nen.

Alkohol-Missbrauch

Ministerin setzt
auf Kinder

als Testkäufer

Berlin (dpa). Der nach dreimonatiger
Geiselhaft in Afghanistan frei gekom-
mene deutsche Bauingenieur Rudolf
Blechschmidt ist nach seiner Rückkehr
nach Deutschland nun bei seiner 
Familie. „Wir alle hoffen sehr, dass 
er sich dort im Kreise seiner Angehöri-
gen von den Strapazen der zurücklie-
genden Geiselhaft erholen kann“, 
sagte der Sprecher des Auswärtigen
Amtes, Martin Jäger, gestern in 
Berlin. Der 62-Jährige sei am Donners-
tagabend vom Leiter des Krisenstabes
in Frankfurt am Main begrüßt 
worden. Blechschmidt habe sich aus-
drücklich für die Bemühungen der
Bundesregierung um seine Freilassung
bedankt.

Der aus Bayern stammende Blech-
schmidt und fünf afghanische Geiseln
waren am Mittwoch von ihren Entfüh-
rern freigelassen worden. Vor der
Heimkehr erhob der Bauingenieur
schwere Anschuldigungen gegen die af-
ghanischen Behörden. Polizisten hät-
ten ihn Mitte Juli beim Besuch eines
Staudamms begleitet, dabei aber die
eintreffenden Taliban erwartet und be-
grüßt, sagte Blechschmidt nach Anga-
ben des Radiosenders Antenne Bayern
in einem Telefonat. „Das war eine ab-
gesprochene Sache.“ Der Grünen-Poli-
tiker Winfried Nachtwei sagte dazu der
Berliner Zeitung: „Die afghanische Poli-
zei ist in besonderem Maße unzuver-
lässig und korrupt.“ 

Ex-Geisel

Blechschmidt
dankt Regierung

Moskau (dpa). Russland hat in Ver-
handlungen mit den USA über deren
umstrittene Raketenabwehrpläne für
Mitteleuropa die Aufkündigung eines
weiteren Abrüstungsvertrages ins Spiel
gebracht. Der vor 20 Jahren zwischen
Moskau und Washington geschlossene
INF-Vertrag über die Verschrottung
von atomaren Kurz- und Mittelstre-
ckenraketen müsse auch für andere
Länder gelten, forderte Präsident Wla-
dimir Putin gestern bei Gesprächen mit
der US-Regierung in Moskau. Sonst
werde Russland aus dem Vertrag aus-
treten müssen. US-Außenministerin
Condoleezza Rice erklärte am Abend,
man habe im Streit um die US-Raketen-
abwehrpläne für Polen und Tschechien
keine Einigung mit den Russen erzielt.

Die russische Militärführung hatte
bereits Anfang des Jahres den aus dem
Kalten Krieg stammenden INF-Vertrag
infrage gestellt. Der Vertrag regelte die
Vernichtung aller Raketen der beiden
Supermächte mit einer Reichweite von
500 bis 5500 Kilometern. Putin sagte,
Länder unmittelbar vor der russischen
Grenze hätten „im Gegensatz zu uns
das Recht, solche System zu entwi-
ckeln, was sie auch tun“.

Die russische Seite informierte Wa-
shington über den bevorstehenden Be-
such Putins Anfang kommender Woche
im Iran. Der Kremlchef werde bei sei-
nen Gesprächen über das iranische
Atomprogramm die Position des Welt-
sicherheitsrates vertreten, teilte Au-
ßenminister Sergej Lawrow mit. Unter
den Vetomächten hat sich Russland
bislang aber gegen die von den USA ge-
forderten härteren Sanktionen gegen
den Iran zur Wehr gesetzt.

Raketenabwehrschild

Russland droht
mit 

Abrüstungsstopp

Das deutsche Engagement in Afghanis-
tan umfasst den Einsatz von Soldaten,
Aufbauhilfe und humanitäre Unterstüt-
zung. Ein Überblick über die deutschen
Aktivitäten:
Das Isaf-Mandat: Die „International Se-
curity Assistance Force“ soll die afgha-
nische Regierung dabei unterstützen,
die Sicherheit aufrechtzuerhalten. Mehr
als 3000 deutsche Soldaten sind der-
zeit unter dem Isaf-Kommando im Ein-
satz. In Kundus und Faisabad im Nor-
den des Landes führt die Bundeswehr
zwei regionale Wiederaufbauteams, in
denen Zivilisten und Militär zusammen-
arbeiten. Bis zu 500 weitere Soldaten
sind für den Tornado-Einsatz vorgese-
hen, der erstmals in einem Mandat mit
der Isaf-Beteiligung zur Abstimmung
stand. 
Operation Enduring Freedom (OEF):
Der US-geführte Einsatz zum Kampf ge-
gen den Terrorismus umfasst für

Deutschland zum einen die umstrittene
Beteiligung von bis zu 100 KSK-Elitesol-
daten in Afghanistan, die allerdings of-
fenbar seit geraumer Zeit nicht mehr an-
gefordert wurden. Daneben ist die Bun-
deswehr innerhalb der OEF mit einer
Fregatte am Horn von Afrika im Einsatz.
Bis zu 1400 Soldaten können einge-
setzt werden, tatsächlich sind es nur
wenige hundert. Über eine Verlängerung
soll der Bundestag voraussichtlich im
November entscheiden. 
Polizeiarbeit: Im April 2002 übernahm
Deutschland die führende Rolle beim
Aufbau der afghanischen Polizei. Seit
Mitte Juni 2007 gehört das deutsche
Polizeiprojektbüro zu EUPOL Afghanis-
tan. Ingesamt wurden bisher knapp
5000 afghanische Polizisten ausgebil-
det und mehr als 14 000 fortgebildet.
Jährlich investiert Deutschland rund
zwölf Millionen Euro in den Polizeiauf-
bau. epd

HINTERGRUND

Deutsches Engagement

DREI FRAGEN AN …

Von KENDRA REINHARDT

Berlin. An dem Tag, an dem 580 Abge-
ordnete darüber entscheiden, ob 
sie 3500 Soldaten weiterhin nach 
Afghanistan entsenden wollen, ist 
der Plenarsaal nur halb gefüllt. Es 
sitzen mehr Staatssekretäre als 
Bundesminister auf der Regierungs-
bank. Auch der Generalinspekteur der
Bundeswehr Wolfgang Schneiderhan ist
da.

Der Einsatz „ist nicht nur ein Akt der
Solidarität, es geht auch um unsere eige-
ne Freiheit“, meint FDP-Chef Guido Wes-
terwelle. Wenn die Truppen abziehen,
wird „Kabul wieder zur Hauptstadt der
Terroristen der Welt“, warnt Eckard von
Klaeden (CDU). Wie um seine Unterstüt-
zung zu zeigen, klopft Ex-Verteidigungs-

minister Struck (SPD) Angela Merkel auf
den Arm. 

Die Zerrissenheit der Grünen in der
Afghanistanfrage hat sich bereits auf ih-
rem Sonderparteitag gezeigt. Grünen-
Chefin Renate Künast bewältigt den Spa-
gat so: „Wir sind als Fraktion mehrheit-
lich davon überzeugt, dass eine weitere
Isaf-Beteiligung Deutschlands nötig ist.“
Und schränkt ein: „Wir können bei der
Abstimmung inklusive der Tornados
nicht einfach so Prokura geben.“ 28 Ab-
geordnete der Grünen enthalten sich
später. 

„Es ist nicht links, zu sagen, es darf
keine militärischen Aktionen geben“,
wirbt Entwicklungsministerin Heidema-
rie Wieczorek-Zeul (SPD) eindringlich
um Unterstützung für den Regierungs-
kurs. Dafür erntet sie ein Nicken von

Franz Josef Jung (CDU). Der Bundesver-
teidigungsminister, der während der De-
batte schweigt, würdigt die Zustimmung
des Bundestags später gegenüber dem
Sender Phoenix als „Vertrauensbeweis“
für die Soldaten. 

Der Bitte der Regierung, den Einsatz
abzunicken, verweigert sich der sächsi-
sche CDU-Bundestagsabgeordnete Man-
fred Kolbe. Er kann nicht verantworten,
„deutsche Soldaten in einen lebensge-
fährlichen Einsatz zu schicken“. „Ein
realistisches Konzept des Westens für Af-
ghanistan vermag ich derzeit nicht zu er-
kennen“, begründet er seine Enthaltung. 

Zwanzig Minuten vor der Abstimmung
steigt der Geräuschpegel. Gert Weisskir-
chen (SPD) appelliert stimmgewaltig:
„Stimmen Sie mit Ja!“ Dann bricht ein
Tumult aus. Abgeordnete der Linkspartei

stehen auf und zeigen Schilder mit Um-
frageergebnissen zum Tornado-Einsatz:
„77 Prozent sagen Nein – wir auch!“ 

Hans-Christian Ströbele (Grüne) darf
sich noch äußern. Er beschreibt die dra-
matische Verschlechterung der Lage in
Afghanistan. „Und Sie halten die Reden
von damals“, unterstellt er. 

Dann sind die Wahlurnen gefüllt. Wie
später bekannt wird, befürworten 453
Abgeordnete auf den Wahlzetteln den
Einsatz. 79 stimmen dagegen. 48 enthal-
ten sich. Franz Müntefering (SPD)
schnauft heftig vor Erleichterung. Angela
Merkel (CDU) unterhält sich lächelnd
und scheint schon beim nächsten Thema
zu sein. Wolfgang Schäuble (CDU) und
Franz Josef Jung tauschen sich noch
aus. Und 3500 Soldaten bleiben am Hin-
dukusch stationiert. 

Grünes Licht für Bundeswehr  
Afghanistan-Einsatz: Bundestag verlängert Mandate / CDU-Abgeordneter Kolbe stimmt mit Enthaltung

Brüssel/Rangun (dpa).
Die Europäische Union
will die Einfuhr von Edel-
hölzern, Edelsteinen und
Edelmetallen aus Birma
verbieten. Mit den ver-
schärften Sanktionen soll
die Militärjunta des Lan-
des getroffen werden,
wie EU-Diplomaten ges-
tern in Brüssel sagten.
Die Machthaber hatten
im September friedliche
Demonstrationen blutig
niederschlagen lassen. 

Offiziell werden die 

EU-Außenminister am
Montag in Luxemburg
über die Sanktionen ent-
scheiden. Das Einfuhr-
verbot soll die Militärs
unmittelbar treffen, weil
diese sich direkt und in
großem Umfang an den
Exporten von Edelhöl-
zern, Edelsteinen und
Edelstahl bereicherten.

Der Weltsicherheitsrat
hatte am Vortag in einer
Resolution sein Bedauern
über die Gewalt geäu-
ßert. 

Sanktionen

EU will Importe aus 
Birma verbieten

Paris (dpa). Der französi-
sche Staatspräsident Ni-
colas Sarkozy und seine
Frau Cécilia stehen offen-
bar vor der Trennung.
Der Elysée-Palast werde
die Scheidung in Kürze
bekanntgeben, berichten
französische Medien.
„Die Titelseiten der Zei-
tungen stehen schon. Die
Medien warten nur noch
auf eine amtliche Bestäti-
gung“, hieß es im franzö-
sischen Rundfunk.

Die Zeitung Le Nouvel

Observateur berichtete
über eine Äußerung Sar-
kozys, er werde vielleicht
bald wieder solo sein.
Dies habe er dem be-
freundeten georgischen
Präsidenten Michail Saa-
kaschwili am 30. Septem-
ber in Marseille beim
Rugby-Match Frank-
reich-Georgien gesagt.

Cécilia Sarkozy hat sich
schon seit Wochen nicht
mehr zusammen mit ih-
rem Mann in der Öffent-
lichkeit gezeigt. 

Frankreich

Sarkozy angeblich  
kurz vor Scheidung

Berlin (dpa). Opposition
und Sozialverbände ha-
ben der Koalition nach
der vorläufigen Einigung
auf eine Pflegereform oh-
ne bezahlten Pflegeurlaub
ein schlechtes Zeugnis
ausgestellt. Die Bundesre-
gierung will die Reform
möglichst bald beschlie-
ßen, auf die Pläne für ei-
nen bezahlten Kurzur-
laub zur Organisation der
Pflege von Angehörigen
aber verzichten. Gesund-
heitsministerin Ulla

Schmidt (SPD) werde den
entsprechenden Passus
streichen lassen, teilte ei-
ne Sprecherin ihres Mi-
nisteriums gestern in Ber-
lin mit.

Die Union hatte zu ho-
he Kosten befürchtet und
einen maximal zehntägi-
gen Urlaubsanspruch oh-
ne Bezahlung durchge-
setzt. Möglicherweise
werde das Kabinett die
Reform bereits am Mitt-
woch formell beschlie-
ßen, sagte die Sprecherin. 

Pflegereform

Kritik an unbezahltem
Urlaub für Angehörige

STUTTMANNS BLICK
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